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>^Q!]gnj Worms in Neuss 

JjNt neuem 
gchwung an 
^nein und Ruhr 
'eine, 

Bündnis von CDU 
eine abgewirtschaf- 

will 
heiße 

N 22 breit angelegten 
t*te Sph n 9e9en 

% r\0PH u nd lnre 9rünen Wunschpartner 
^a$e ?rhe«n-westfälische CDU in die heioe 

vor»t k Komm"nalwahlkampfes und in den 
*Uf denf i   nden Landtagswahlkampf gehen. 
*ih. 8 s Landesparteitag der CDU Rheinland 
Äenu   ember ln Neuss erklärte der CDU- 

^Unu»    dldat Bernhard Worms: „Dieses 
die Gru!»?'* den Arbeitnehmern bildet für mich 
!S* ir» 2   9e des künftigen politischen Han- 
b6i*. P Nordrhein-Westfalen. Gerade die Ar- 
JJent R,    r haben eine bessere Politik ver- 
H n9ell? Wo,len nicht Bevormundung und 
di*euk, ' sondern die Chance, für sich und 
J^UhL.     Ihrer Kinder zu arbeiten, etwas bleuen M «,„ *.L _ Jen.«    n' Vorsorge zu treffen, Eigentum zu 

hiese Ch 
K6n- .Der

an
P
Ce könne ihnen nur die CDU zurückge- 

vr- de i acharbeiter. der Handwerker, der Inge- 
I die te LTandwirt. der selbständig Tätige ebenso 
*r' &a$ chnische Intelligenz: Das sind unsere Wäh- 

lnd unsere Verbündete", rief Worms unter 
(Fortsetzung auf Seite 2) 
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BUNDESHAUSHALT 1985 

Positive Zwischenbilanz der Finanzpolitik 

Bundesregierung setzt den Kurs der 
Gesundung konsequent fort 
Finanzminister Gerhard Stoltenberg 
erläuterte am 12. September bei der 
Einbringung des Bundeshaushalts 
1984 die Grundzüge des Etatentwur- 
fes und der mittelfristigen Finanzpla- 
nung. Er sagte unter anderem: 

Wir haben Anfang Juli die erforderli- 
chen Beschlüsse im Bundeskabinett 

einmütig gefaßt und zugleich eine positive 
Zwischenbilanz unserer Finanzpolitik zie- 
hen können. Vor einem Jahr, am 7. Sep- 
tember 1983, erwähnte ich bei der Einbrin- 
gung des Bundeshaushaltes 1984, daß wir 
die geltende Kreditermächtigung für 1983 
in Höhe von 40,9 Milliarden DM nicht voll 
in Anspruch nehmen müßten. In der Tat, 
das Jahr 1983 schloß mit einem Ausgabe- 
zuwachs von 0,9 Prozent und einer Neu- 
verschuldung von 31,5 Milliarden DM ab. 
Auch für 1984 werden wir die eingeplante 
Kreditaufnahme von 33,6 Milliarden DM 
bei weitem nicht ausschöpfen, sondern 
die Neuverschuldung auf deutlich unter 30 
Milliarden DM absenken können. Für 1985 
möchten wir sie auf höchstens 24 Milliar- 
den DM begrenzen. 

Erfolgreiche Konsolidierung 
Ausschlaggebend für diese raschen Kon- 
solidierungsfortschritte ist die Begren- 
zung des Zuwachses der Ausgaben. In 
den ersten acht Monaten stiegen sie ge- 
genüber der Vorjahreszeit um 0,8 Prozent 
an. Im Jahresergebnis erscheint aus heuti- 
ger Sicht ein Zuwachs von voraussichtlich 
etwa  zwei   Prozent   denkbar.   Der   neue 

4 Etatentwurf und die mittelfristige r""1 f< 
Planung zeigen, daß wir diesen J 

grundsätzlich beibehalten wollen. v,^ 
leisten wir nicht nur einen entsch« j, 
den Beitrag zur Gesundung der Ön ^ 
chen Finanzen, sondern auch ***' ^ 
schaftlichen und sozialen Grund'" 
unseres Gemeinwesens. y 

(Fortsetzung von Seite 1) ^5 
dem Beifall der rund 450 Delegierte^ Q. 

„Mit ihnen zusammen werden wir die 

neuerung unseres Landes beginnen- > 

Die CDU habe schon einmal ein e^0^' 
ches Bündnis mit den arbeitenden ^ 
sehen geschlossen. „Karl Arnold, ° ># 
nisterpräsident des Wiederaufbaus- # 
begründet. Unter Karl Arnold hakjende' 
den ersten Wiederaufbau unseres L 
geschafft." ^ 
Damals sei es darum gegangen. -   $ 

Mensch^ mer  wegzuräumen,   den bei1' 
Dach über dem Kopf zu geben, Ar etf 
schaffen, die zerstörte Industrie u V 
Landes wieder in Schwung zu br ^ 
Bei dem nun notwendigen „Wieder $' 
geht es nach den Worten von Womj $ 
um, „jene Grundwerte der ^reif1^-äe^ 
staatlichen Handelns und der 9ese*n, # 
rischen Tätigkeit" wiederzuentdec^ y 
das christliche, soziale Vermäc htn's jo 

Nur 

Arnolds  ausmachten.  Worms:        - 
werden wir eine neue Demontage 

l* 

Landes durch ein Bündnis der rote* 

sager   und   grünen  Verweigerer 
dem." 

ve & 
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Stabjiil- 'erun9spolitik lst lm Er9ebnis 

fiachst 
politlk- sParbeschlüsse tun zu- 

reits h 
Wen> aber alle Bürger können be- 

Un$ere
eU*e Positive heilsame Wirkungen 

bellen'   an,erungsentscheidungen fest- 

P0^![|tätsPolitik ist soziale 

der |et 
le einschneidenste Veränderung 

^ücicg en 2wei Jahre ist der nachhaltige 
**ht Im Ider 'nf'ationsrate von 5,4 Pro- 
Hi6rWirk er 1982 auf 1'7 Prozent- 
%r *:~ 6n mehrere Faktoren zusammen. 
Hen ^entscheidenden Beitrag leistet 

ind   Kreditpolitik   der 
unsere   neue   Finanz-   und 

Ven "/•Politik ist soziale  Politik.  Es 
Jf'toQrqal a"em die sozial schwächeren 

r Ust d'e in früheren Jahren unter 
Unter de 

rascn steigender Preise litten, 
H« u 

rfehlenden Abstimmung von Fi- 
Jjn poj 

a Währungspolitik, den schlim- 
^r6j ^

n einer maßlosen Schuldenma- 
8   hrUnQ 

versuchen, diese bitteren 
I hWererpn   Und   die   Fol9en   eigener 
ch apPe|| 

eh|er zu schnell zu verdrängen. 
ch6n Krit-fe an unsere sozialdemokrati- 

D 'hrer R' diese bitteren Erfahrungen 
?siti0n nj ®9'erungszeit jetzt in der Op- 
tr'^'^itjk      ZU ver9essen und bei aller 
^•b|,dend 

:u unterstützen. 
^ 'er, 

unserem  Weg   eine  ver- 
!   Stabilitätspolitik   grund- 

O also lu^tum S""" De' e'nem niedrigen 
du We,ter» V Bundesausgaben und ei- 
la^hm ermlnder"ng der Nettokre- 
9a "ch*n v jedoch mit ei"or ganz we- 
Lw*11 Jah besserung: In den vergan- 
J%tunge 

r®n mußten wir gesetzliche 

C der V« Zen' um Fehlentwicklun- 
Z^ *chafTr9an9enhe,t zu korrigieren. 
C Kon»!LWlr die notwendigen wei- 

ta a» dierungsfortschritte ohne 
aesetziicne  Eingriffe,  weil die 

bisherigen Entscheidungen als dauerhaf- 
te Entlastung weiter wirken. 

Neuer Handlungsspielraum 
Damit haben wir im Haushalt 1985 und im 
Finanzplan bis 1988 wieder begrenzten 
Handlungsspielraum für die Zukunft ge- 
wonnen. Diesen nutzen wir insbesondere 
für zwei Schwerpunktbereiche unserer 
Politik: die notwendige Entlastung bei 
der Einkommen- und Lohnsteuer sowie 
wesentliche Verbesserungen im Bereich 
der Familienpolitik. Hinzu kommen höhe- 
re Leistungen für die Europäische Ge- 
meinschaft im Rahmen der jüngsten Re- 
formentscheidungen für ihre Festigung 
und ihren Ausbau. 
Der Entwurf des Bundeshaushalts 1985 
sieht ein Ausgabevolumen von 260,2 Mil- 
liarden DM vor. Damit steigen die Bundes- 
ausgaben gegenüber dem Soll 1984 um 
1,2 Prozent. Gegenüber dem voraussicht- 
lichen Ist-Ergebnis des laufenden Jahres 
ergibt sich eine Steigerungsrate von etwa 
2,5 Prozent, also etwas weniger als jene 
drei Prozent, die wir zu Anfang dieser Le- 
gislaturperiode als verbindliche Obergren- 
ze für den mittelfristigen Ausgabenzu- 
wachs der Bundesausgaben festgestellt 
haben. ... 

Stetiges Wachstum - stabile 
Preise 
Für das reale Bruttosozialprodukt haben 
wir ab 1984 einen jährlichen Anstieg von 
2,5 Prozent unterstellt. Im Frühsommer, 
vor dem Kabinettsbeschluß zum Haushalt, 
haben wir gut daran getan, jenen Optimi- 
sten nicht zu folgen, die glaubten, die Ein- 
schätzung des Jahreswirtschaftsberichts 
würde deutlich übertroffen. Jetzt besteht 
keine Notwendigkeit, die Wachstumsan- 
nahme unter dem Eindruck des jüngsten 
Tarifkonflikts nach unten zu revidieren. Die 
jüngsten Daten über Auftragseingänge 
und die sich verbessernde Ertragssitua- 
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tion der meisten Unternehmen lassen 
nach dem Rückschlag des Frühjahrs wie- 
der ein beschleunigtes Wirtschaftswachs- 
tum erwarten. 
Bei den Preisen haben wir wieder stabile 
Verhältnisse wie zuletzt in den sechziger 
Jahren. Die positive Entwicklung der Ver- 
braucherpreise wurde von mir schon her- 
vorgehoben. Besonders günstig sieht es 
auch bei dem Preisanstieg der inländi- 
schen Produktionsleistung aus. Hier rech- 
nen wir mit nur noch zwei Prozent. Damit 
haben wir fast einen Zustand erreicht, der 
— wie es der Präsident der Deutschen 
Bundesbank kürzlich formulierte — „auch 
bei Anlegung ehrgeiziger Maßstäbe als 
Preisstabilität zu bezeichnen ist". 
Dank der sich verbessernden Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Unterneh- 
men steigen die Ausfuhren in diesem Jahr 
besonders kräftig an. Auch im Jahr 1984 

wird die Bundesrepublik Deutsch^ jr!. 
nen     Leistungsbilanzüberschuß    8 

schatten können. 

Wenn wir die heutige WirtschaftslaQi 5, 
Zielkatalog des Stabilitäts- und W*,. 
tumsgesetzes messen, wird die 9e ^ 
wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung ^ 
letzten Zeit besonders deutlich. l9\^|i<| 
letzten Jahr unter voller Verantwo |, 
der vorigen Bundesregierung, wU - «f 
nes der Ziele des Stabilitätsgesetz*^ 
reicht — weder Vollbeschäftigunfl $ 
Preisstabilität, noch außenwirts^ „, 
ches Gleichgewicht oder gar Wacn .^ 
1982 war diese Bilanz nur im auß* ge- 
schäftlichen Bereich besser. Dies« 

hat   nach   zwei * desregierung    nm   nacn    *»»*»• 
schon bei drei von vier Zielen deS htl3 
litäts- und Wachstumsgesetzes W"  *$ 
Erfolge errungen, bei Wachstum un 

bilität sowie im Außenhandel. • • 

Politik der marktwirtschaftlichen Erneuerung y0f 

Von 1969 bis 1982 stieg diese <3uo1 Die Gesundung der Staatsfinanzen war für 
uns und für die breite Öffentlichkeit von 
Anfang an mehr als eine finanzwirtschaftli- 
che Aufgabe. Sie ist maßgeblicher Teil ei- 
ner langfristigen Strategie der marktwirt- 
schaftlichen Erneuerung für mehr Ar- 
beitsplätze, Wachstum, Stabilität und 
Freiheit des einzelnen. Es muß wieder 
Klarheit geschaffen werden über die 
Rollenverteilung zwischen Staat und pri- 
vatem Sektor. Unsere marktwirtschaftliche 
Ordnung muß vor einer allmählichen Aus- 
zehrung durch zu viele staatliche Eingriffe 
und zu viel Bürokratie geschützt wer- 
den. ... 
Das ganze Ausmaß der staatlichen Expan- 
sion dokumentiert sich in zahllosen Vor- 
schriften und Programmen, die fast jede 
wirtschaftliche Handlung zu einer Begeg- 
nung mit dem Staat werden lassen. Als 
grobe Richtschnur für den Umfang der 
Staatstätigkeit dient uns der Anteil der 
Staatsausgaben am Bruttosozialprodukt: 

wi 
39 auf fast 50 Prozent — im Durch ^ 
Jahr für Jahr um fast einen Punkt- ^ 
chen Zeitraum stieg der Anteil de jC 
ern und vor allem der Sozialabg**0 / 
Bruttosozialprodukt — die Abga"0 t 

- von 37,4 Prozent auf 42,5 Pro*6    ^ 

Im Vergleich zur Ausgabenquj^. pi* 
scheinbar eine moderate EntwicWü Jff 
Schere zwischen Ausgaben- und ,/ 
mendynamik wurde durch eine a ^s' 
de öffentliche Neuverschuldung 9e 

w/ 
Im letzten Jahr konnte die stB*\9 tf 
wieder um einen Punkt auf run{,dm^ 
zent gesenkt werden, und sie wir ^ 
sem Jahr voraussichtlich um aV,-uröcK' 
teren Punkt auf rund 48 Prozent ^ 
gehen. Bis 1988, dem Ende de* ürt/ 
den Finanzplan, hoffen wir, ein» *r ^ i 
Verringerung auf rund 45 Proz«n 

reichen. 
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$eilere Po,itik stärkt das 

Die    tvertrauen der Bürger 
docu . enr ist langwierig und schwierig, 
Tii|< J*le '°hnt. Beweglichkeit und Dyna- 
scheid

nserer Volkswirtschaft hängen ent- 
st'tiorx^r*Cl davon ab- daß sich Private inve- 

nt* 
'«onen r 

'• Personliche Anstrengungen und 
•ative berufliche   Leistung   und   die 

S,üc|< e von Risiken auszahlen. Jedes 
% St lUmutbarer Verantwortung, das 
9en ß^at im Vertrauen auf seine mündi- 
rückge,[9er w'eder in private Hände zu- 
"•li ei   en ^ann, 's* e'n neuer Anreiz für 
Ver«ntvL*elnen auf der Suche nacn eigen- 
*Un9en     Mchen und solidarischen Lö- 
Hen   "nd damit — ich betone das hier 
9Un9en       wirtscnaftsP°litischen Überle- 
^tiheit ~~ aUch eln Menr an Person,lcner 

seibs
a
t^

ensbildende Politik stärkt das 
schöpf 

ertrauen, Probleme zu lösen. Eine 
WlJßtseinSChe Entfaltun9 dieses Selbstbe- 
^ler,    ® Setzt die Erfahrung von erwei- 

ese G     dlun9smöglichkeiten   voraus. 
niJn9sDo|UnC,la9e zu schaffen- ist der ord- 
Ntik     tlscne Kern unserer Stabilitäts- 

SUefe
rent,astungen 

^istuh«wieuerP°l,t,k hat das zu 

?C?e»,8h,gk< 

Wichtige Entscheidungen prägen 
Mittelfristige Finanzplanung. 

S ^ er Bürger i 

»rpolitik 
<eit und Leistungsbereit- 

Vr,StfSet2 

J,r v©rb2Ur Entlastung der Wirtschaft und 
Qer p...      !SSerunn  rior  ln\/oetiti/-\ncUraft    In s 

Mit dem Sofortpro- 
und mit dem Steuerentla- 
1984 setzten wir wichtige 

% 

Hunrn"^
erun9 der Investitionskraft. In 

"^ wi Vor9esehenen dritten Stufe 
n8»%p, ,  den finanzpolitischen Hand- 
'dier"L.T

,raum» den wir mit unserer Kon- 

h w.    "^ng des Steuertarifs. 

5S d!?iP0,itik  gewinnen, » öer zur  Entla- 
'^•»»e Fam,,,en und zur allgemeinen 

Geset 2 soll die Einkommen- und 

Lohnsteuer in zwei Stufen — 1986 und 
1988 — um insgesamt 20,2 Milliarden ge- 
senkt werden. 

Vorrang für die Familien 
Im Mittelpunkt der ersten Stufe wird mit 
der Erhöhung der Kinderfreibeträge auf 
2484 DM eine grundsätzliche Neuorien- 
tierung der Familienbesteuerung stehen. 
Steuerpflichtige mit Kindern sollen bei 
gleichem Einkommen deutlich weniger be- 
lastet werden als Steuerpflichtige ohne 
Kinder. Mit dem gleichzeitigen Wegfall der 
Kinderadditive bei den Vorsorgeaufwen- 
dungen wird ein weiterer Schritt zur 
Steuervereinfachung getan. Wir setzen für 
diesen Bereich insgesamt 5,2 Milliarden 
DM ein. Die Tarifkorrektur soll eine nach- 
haltige Abflachung des progressiven Ta- 
rifverlaufs bringen. Wir wollen mit diesem 
neuen Tarif die Grenzbelastung für die 
Durchschnittsverdiener, also vor allem für 
qualifizierte Arbeiter und Angestellte, um 
etwa 5 Prozent absenken. Zugleich kom- 
men wir dem langfristigen Ziel eines Tarifs 
mit einem gleichmäßigen Anstieg der 
Grenzsteuersätze einen wichtigen Schritt 
näher ... 
Im übrigen ist es eine betont soziale Po- 
litik, wenn wir in der Kombination von 
Steuer- und Haushaltsentscheidungen 
besonders die Familien fördern, deren 
ethische Leistung in den 70er Jahren nur 
in unzureichender Weise berücksichtigt 
wurde. ... 
Zweifellos kosten die erläuterten Be- 
schlüsse für die Familie viel Geld. Aber 
sie sind nach unserer Überzeugung eine 
wichtige Zukunftsinvestition, wenn wir 
über den Tag hinaus unsere Verantwor- 
tung für die nächsten Generationen beja- 
hen. ... 

Zinsausgaben eindämmen 
Wir können langfristig keinen angemesse- 
nen politischen Handlungsspielraum für 
neue Schwerpunkte der Politik und weite- 
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re Steuersenkungen gewinnen, wenn wir 
nicht den bedrohlichen Anstieg der Zins- 
ausgaben abbremsen. Mit den erwähnten 
Entscheidungen ist ohnehin der Rahmen 
für Steuerentlastungen in dieser Wahlpe- 
riode ausgeschöpft. Die Zinsausgaben 
stiegen von 1969 bis 1984 von 2,2 Milliar- 
den DM auf 28,7 Milliarden DM oder von 
2,7 Prozent auf 11,2 Prozent der Gesamt- 
ausgaben des Bundes an. Bund, Länder 
und Gemeinden sowie Bahn und Post zu- 
sammen gaben 1969 7,5 Milliarden DM für 
ihre Zinszahlungen aus und 1984 bereits 
über 60 Milliarden DM. Selbst bei strenger 
Ausgabendisziplin müssen wir bis 1988 
beim Bund allein mit einem weiteren An- 
stieg auf über 37 Milliarden DM rechnen. 
In meiner ersten Haushaltsrede habe ich 
darauf hingewiesen, daß 1983 die Zinsaus- 
gaben soviel wie die Etats des Wirt- 
schaftsministers, des Entwicklungshilfe- 
ministers, des Forschungsministers, des 
Bildungsministers und des Bauministers 
zusammen beanspruchen. Bis 1988 wer- 
den noch die Etats des Innen-, Außen- 
und Finanzministers hinzukommen. Be- 
deutsam ist auch, daß trotz einer Rückfüh- 
rung der Neuverschuldung die Bruttokre- 
ditaufnahme des Bundes noch ansteigt, 
weil umfangreiche Kreditaufnahmen aus 
früheren Jahren zur Umschuldung anste- 
hen. Auch das sind die Spätfolgen einer 
übersteigerten Verschuldungspolitik, die 
Langzeitwirkungen keine Beachtung 
schenkte. 
Wenn das Wachstumstempo der Zins- 
zahlungen der letzten Jahre nicht dra- 
stisch verringert wird, wäre gegen Ende 
des Jahrhunderts die Hälfte aller Ausga- 
ben des Bundes durch die Verpflichtun- 
gen für Zinszahlungen gebunden. ... 

Unser Kurs bleibt klar und 
verläßlich 
Konsolidierungspolitik bleibt auch für 
die kommenden Jahre ein gemeinsames 

Ziel von Bund, Ländern und Gerne"1  . 
Das ist in der letzten Sitzung des Fi" 
planungsrates erneut bekräftigt wo ^ 
Die Neuverschuldung des öffentliche^\ 
samthaushaltes geht von über 70 ^ 
den DM (47, Prozent des Bruttosozia'y 
duktes) im Jahr 1982 auf voraussiel]i 
50 Milliarden DM (3 Prozent des Bru^ 
zialproduktes) im laufenden Jahr zu .^ 
1985 können wir wahrscheinlich rrm  ^r 
geringeren Neuverschuldung in Hö"1  ^ 
2 bis 272 Prozent des Bruttosozialpr° 
tes rechnen ... ^ 
Vor einem Jahr konnte ich in meiner ^ 
haltsrede feststellen, daß die *9tß^ 
überwunden sei und eine neue " ^ 
des Wachstums beginne. Heute sw j 
auf dem Weg zur Stabilität der Fi"*^ 
und der Preise ein gutes Stück v°r 

kommen. & 
1984 dürfte die Volkswirtschaft^ / 
samtleistung etwa doppelt so stafK ^ 
men wie 1983. Wir können de° e^' 
schlag vom Frühjahr überwinden, ^ ^ 
le Regierungen, Parlamente und ö ^ 
ßen gesellschaftlichen Gruppen inr ^r 
trag leisten. Freiheit bedeutet a° e^' 
antwortung für die vorrangigen 
schaftsziele ... „# 
Es ist ein Irrglaube, daß wir die * |t$ 
losigkeit durch immer kürzere */ 
zelten bei zugleich höheren EinK / 
und erneut zunehmender Sch^ y 
cherei bekämpfen können. Das c• ^IS 
wäre ein Verlust an Wettbewerb ^ 
keit mit unabsehbaren sozialen r     ^ 

* MÖ01 j 
Wir müssen vielmehr alles uns "^f 
tun, damit das Angebot an bez ^ß 
Arbeit wieder vergrößert wird' tf^ 
tätspolitik stärkt diese Ange& .fl, ^J 
unserer Volkswirtschaft. Sie *r"" V 
durch Geldwertstabilität auch ^i^ 
Nachfrage. Unsere Finanzpolitik ^ ^ 
ter die Stabilität fördern und em ^ 
Zukunft für die Bürger unseres 
dienen. . 
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Ste uerentlastungen für die Bürger 
Schiü ten der Regierungsbe- 
er|aut 2ur Steuersenkung 1986/88 
Staat

erte der Parlamentarische 
Sekretär Hansjörg Häfele: D'e st* 

kt\ e,!fl
Uer2an|er sollen in zwei Stu- 

Miiija"i
laste* werden, ab 1986 um 11 

"ardl tn DM> ab 1988 um 20,2 Mil- 
< j"en DM. 

KihHl5er ersten Stufe 1986 wird der 
von bisher 432 auf JÄ'betra9 stet angehoben. Dieses entla- 

de^ .T"   nac"   Gegenrechnung   mit 
derad"?J?esehenen Wegfall der Kin- 
x Um ?Ve l5e' den Sonderausgaben 
heri " 5>2 Milliarden DM. Damit ste- 
% s 8uie Mllderun9 des Steuerta- 
x    ,ö Milliarden DM zur Verfügung. 
d*r s?er 2wejten stufe 1988 wjrd 
s
6rt. J,euertarif   zusätzlich   verbes- 

?re**lo   Grenzbelastun9 ln der Pro" 
Vht   ns20r»e   wird   weiter   abge- 

Ste."
en,reundliches 

Cs
e;reh

cht 
lri
 ^icht°rhaben ist eine Weichenstellung 

w*chst !j
n9 zu einem leistungs- und 

Nm E
m®freundlichen Steuerrecht.  Bei 

r ^illiarH StUngsvolumen von mehr als 

>d R 0/
aen DM verzichtet der Staat auf 

des  Lohn-  und  Einkommen- 
8% 

*t !
raufkomm ens. 

? f(JhrenUn9 Und höhere Kinderfreibeträ- 
ö hoch da2U' daß Familien mit Kindern 
>^'twiMte Steuerentlastung erhalten. 
r
U ejne 

a,Jch hier eine Weiche, nämlich 
,%, 0. 4

fa,•ienfreundlicheren  Steuer- 
JJ* ^Jfllt: wer Kinder hat, soll in Zu- 

6istUnQt
eine Kinder hat und das gleiche 

L*' ^r k '9er Steuern zahlen als derjeni- 
- *e,ne Kinder hat und "** «w**- 

>eir,kommen bezieht. 

Hauptziel der Tarifabflachung nach dem 
neuen Tarifmodell T1A ist eine deutliche 
und nachhaltige Senkung des leistungs- 
hemmenden Anstiegs der Grenzbelastung 
in der Progressionszone, von der heute 
die Mehrheit der Steuerzahler erfaßt wird 
— zunehmend qualifizierte Arbeitnehmer 
und Selbständige, die infolge ihrer berufli- 
chen Leistung in mittlere und gehobene 
Einkommen hineinwachsen. 
Der Tarif T1A stellt im Rahmen einer sta- 
bilitätsgerechten Einkommensentwicklung 
sicher, daß die Grenzsteuersätze für die 
progressiv besteuerten Arbeitnehmer und 
Selbständigen mindestens vier Jahre un- 
ter dem Ausgangsniveau bei Inkrafttreten 
des neuen Tarifs bleiben. Damit ist dieser 
Tarif ein entscheidender Schritt in Rich- 
tung auf einen längerfristig anzustreben- 
den Tarif, bei dem die Grenzsteuersätze in 
der gesamten Progressionszone gleich- 
mäßig und damit sanft ansteigen, die Pro- 
gression also nicht in einer Kurve, son- 
dern linear ansteigend verläuft. 

Wirkungen von Tarifänderung 
und Kinderfreibeträgen 
— Im Durchschnitt ergibt sich für die 
Steuerzahler eine jährliche Entlastung von 
1053 DM oder 8 % der Steuerschuld. Die 
relativ höchste Entlastung liegt bei einem 
Ledigen mit 9,4 % der Steuerschuld bei ei- 
nem zu versteuernden Einkommen von 
56970 DM. Bei Verheirateten mit zwei Kin- 
dern liegt die relativ höchste Entlastung 
mit 13,3% bei 92988 DM zu versteuern- 
dem Einkommen. 
— Die leistungshemmende Grenzbela- 
stung wird im Vergleich zum geltenden 
Tarif um bis zu 5,5 Prozentpunkte abge- 
baut. Bei Steuerpflichtigen mit Kindern be- 
wirken die Kinderfreibeträge eine zusätzli- 
che Ermäßigung der Grenzbelastung um 
einen halben Prozentpunkt pro Kind. 
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— Familien mit Kindern machen etwas 
mehr als ein Drittel (36,6%) der 19 Millio- 
nen Steuerzahler aus. Von der Gesamt- 
summe der Steuerentlastungen erhalten 
sie jedoch mit 55,8% den Löwenanteil. 
— Geringverdiener erhalten die volle 
Entlastung durch erhöhte Grundfreibeträ- 
ge bereits 1986. Auch die Kinderfreibeträ- 
ge werden 1986 voll wirksam. 

— Die Steuerpflichtigen in der unW'J. 
Proportionalzone erhalten bei 5,8% ^ 
trag zum Steueraufkommen einen ^ (j, 
sungsanteil von 7,8 %. Die Steuerpf'10^, 
gen in der oberen Proportionalzone . 
gen mit 16,2% zum Steueraufk0p[J|3- 
bei, sind aber nur mit 5,3% a 

stungsvolumen beteiligt. 
am 

Verteilung des Entlastungsvolumens und der 
Steuerpflichtigen auf die Tarifzonen (1988)       r 
Von den rd. 22,2 Mill. Steuerpflichtigen zahlen rd. 19 Mill. Steuern; diese Steuert t. 
werden durch die Tarifänderung und ggf. die Erhöhung der Kinderfreibeträge en 
Es ergibt sich folgende Verteilung auf die Tarifzonen: 

Tarifzonen 
nach geltendem Recht 

Entlastungsstruktur 1988 
Anzahl der Beitrag zum Anteil w 
Steuerent- Steuerauf- Entlastung 

lasteten kommen volurr 
— gelt. Recht — 

Tsd. v. H. 

Untere Proportionalzone 5629 5,8 
1. Teil der Progressionszone 

(18/36 bis 60/120 TDM) 12408 60,6 
2. Teil der Progressionszone 

(60/120 bis 130/260 TDM) 961 17,4 
Obere Proportionalzone 158 16,2 

67ß 

insgesamt 19156 100 

Entsprechend der tarifpolitisch vorrangigen Zielsetzung, die zu starke Belaste * 
Mehreinkommen in der Progressionszone abzubauen und damit den Tarif 'e's* gte^' 
rechter zu gestalten, erfolgt die Hauptentlastung im Bereich der progressiven P ^ 
rung: rd. 87 v. H. der Entlastung entfällt auf Steuerpflichtige in der Progression ^0 
die nach geltendem Recht 78% zum Steueraufkommen beitragen. Die Steuerpf" $ 
in der unteren Proportionalzone erhalten bei 5,8 v. H. Beitrag zum Steueraufkom / 
nen Entlastungsanteil von 7,8 v. H. Die Steuerpflichtigen in der oberen Proportio ^ 
tragen mit 16,2 v. H. zum Steueraufkommen bei, sind aber nur mit 5,3 v. H. arT1 

stungsvolumen beteiligt. 

Steuerentlastung tragen hatte, soll durch die TarifälJ0t W*f 

Der Entlastungsverlauf des neuen T1A ist in angemessenem Umfang entlas ^|eiCn 
die Folge des Anstiegs der für mittlere bis den. Deshalb wäre ein bloßer y      $ 
höhere Einkommen wirksamen Grenzbela- von  absoluten   Entlastungsbetrag^ f 
stung nach dem geltenden Tarif. Wer bis- niedrige und höhere Einkommen,     ^ 
her eine überhöhte Steuerbelastung zu bisherige und die verbleibende S 
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^'astungsbeispiele 

Zu ver- 
st6lJerndes 

if»   Ein" 
*0rtirnen3)«)s; 

20000 
30000 
40000 
50000 
60000 
70000 
80000 
90000 
00000 
10000 
20000 
30000 

150000 
200000 
260000 

^2° 000 

Verheirateter Steuerpflichtiger, zwei Kinder 

Steuerbelastung 

Tarif 1981 

DM 

2542 
4728 
6992 
9748 

13084 
16884 
21012 
25484 
30138 
35020 
40030 
45078 
55466 
82472 

115900 
138278 

v. H. 

12,7 
15,8 
17,5 
19,5 
21,8 
24,1 
26,3 
28,3 
30,1 
31,8 
33,4 
34,7 
37,0 
41,2 
44,6 
46,1 

Tarif T1 A 

DM 

1758 8,8 
3944 13,2 
6156 15,4 
8630 17,3 

11478 19,1 
14718 21,0 
18240 22,8 
22084 24,5 
26178 26,2 
30442 27,7 
34934 29,1 
39532 30,4 
49198 32,8 
74502 37,3 

106940 41,1 
129316 43,1 

'«st 

Und 6) siehe Anmerkungen 

v. H. 

Entlastung6) 

insgesamt 

DM 

784 
784 
836 

1118 
1606 
2166 
2772 
3400 
3960 
4578 
5096 
5546 
6268 
7970 
8960 
8962 

v. H. der 
Steuerbeiast. 

nach gelt. 
Recht 

30,8 
16,5 
11,9 
11,4 
12,2 
12,6 
13,1 
13,3 
13,1 
13,0 
12,7 
12,3 
11,3 
9,6 
7,7 
6,4 

davon 
1986 

DM 

784 
784 
836 

1036 
1334 
1626 
1916 
2198 
2406 
2686 
2882 
3042 
3280 
4190 
4822 
4824 

zusätzl. 
1988 

DM 

82 
272 
540 
856 

1202 
1554 
1892 
2214 
2504 
2988 
3780 
4138 
4138 

Und i? ai^ßer acht laßt- nicht sachgerecht 
der UntefÜhrencL Für Steuerpflichtige in 

be2o 
eren Proportionalzone, in der — 

UurCn^en auf die Bruttoeinkommen — die 
und dj

Schnittsbelastung bei nur etwa 10% 
•iegt k

e.tarifl'che Grenzbelastung bei 22% 
*u hoh°nnen sicr> deshalb auch keine an- 
hebe ^ absoluten Entlastungsbeträge 
öUrpK -,n' Diese Steuerpflichtigen werden 

ty 

ch d' e oieuerpTiicniigen weraen 
urn 3g '® Anhebung des Grundfreibetrags 

1<M ru DM (Ledige/Verheiratete) um 
^s Kj 'ÜM entlastet. Durch die Erhöhung 
9'bt sj^

erfreibetrages um 2052 DM er- 
^Urcr, ~~ nach Gegenrechnung der 
Wo, Sittlichen    Ausschöpfung     der Qfaiu 

^nkr""" von 600 DM _ eine wehere 
^ Um  ?9 der Steuerschuld für die Fami- 

a6raus 
nden Kinderadditive bei den Son- 

4b.w.9aben von 600 DM — eine weitere 

Die ^ etwa 320 DM je Kind. 

|J9eri j^^t'astung liegt bei Steuerlich- 
st QUerDf|.

er Pr<>gres8ion3zone. Auf diese 
-htigen,  die  gegenwärtig  78% 

zum Steueraufkommen beitragen, entfal- 
len rd. 87% der Entlastung. Bei Verglei- 
chen ist zwischen der Besteuerung nach 
der Grundtabelle (Unverheiratete) und der 
Splittingtabelle (Verheiratete) zu unter- 
scheiden. Das Ehegatten-Splitting bewirkt 
eine Verdoppelung der Tarifzonen, so daß 
sich die Auswirkungen der Tarifänderung 
bei Verheirateten erst bei doppelt so ho- 
hem Einkommen wie bei Unverheirateten 
ergeben.1) 
Im Durchschnitt ergibt sich eine jährliche 
Entlastung an Lohnsteuer/Einkommen- 
steuer von 1053 DM oder 8%. Die relativ 
höchste Entlastung liegt bei einem Unver- 
heirateten bei 9,4% der Steuerschuld und 
einem zu versteuernden Einkommen von 
56970 DM, bei einem Verheirateten mit 
zwei Kindern bei 13,3% und einem zu ver- 
steuernden Einkommen von 92988 DM. 
Familien mit Kindern werden deutlich we- 
niger Steuern zahlen als Steuerpflichtige 



UiD 27 • 13. September 1984 • Seite 10 

ohne Kinder mit gleichem Leistungsein- 
kommen. 

Beispiel: 
Bei 30000 DM zu versteuerndem Einkom- 
men2) zahlt ein Alleinverdiener-Ehepaar 
mit zwei Kindern 4584 DM an Einkommen- 
steuer. 
— Ein Ehepaar ohne Kinder zahlt 5678 
DM = zusätzliche 1094 DM (23,9% mehr). 
— Ein Lediger ohne Kinder zahlt 7841 
DM = zusätzliche 3257 DM (71,1 % mehr). 
— Ein Doppelverdiener-Ehepaar ohne 
Kinder (doppeltes zu versteuerndes Ein- 
kommen) zahlt 15682 DM bei einem zu 
versteuernden Einkommen von 69936 DM 
(je Ehegatten 34968 DM). Das sind zu- 

sätzliche 11098 DM im Vergleich zu den1 

Alleinverdiener-Ehepaar mit zwei Kinde 

(242% mehr). 

1) u. 2) s. Anmerkungen 

DurchschnittsbelastunÖ 
Die Durchschnittsbelastung wird bei a 
Steuerpflichtigen gesenkt. ^ 
Für  durchschnittliche   bis   gehobene 
versteuernde   Einkommen   zwiscnen

nop- 
36000 bis 70000 DM (Ledige oder D 
pelverdiener-Ehegatten   in   SteuerW8^f 

IV) wird das Niveau und der Anstieg 
Durchschnittsbelastung nach T1A jm ^, 
gleich zum geltenden Recht deutlich 
gesenkt. 

Zu versteuerndes 
Einkommen (DM) 

Durchschnittsbelastung in v. H. (Ledige1*) 

T1981 T1A 

36000 
70000 

24,5 
35,9 

22,8 
32,7 

Absenkung na°h 

1,7V.-H.-Pun^ 

Anstieg V.-H.-Punkte 11,4 

Grenzbelastung 
Der Verlauf der Grenzsteuersatzkurve ist 
für die wachstumspolitische Ausrichtung 
des Tarifs entscheidend. Besonders pro- 
blematisch ist der nach geltendem Recht 
gegebene steile Anstieg der Grenzsteuer- 
sätze zwischen 18000/36000 DM und 
60000/120000 DM. In diesem Bereich 
steigt die Grenzbelastung von 22% um 28 
Prozentpunkte auf 50%. Hierdurch wer- 
den Leistungsbereitschaft und Leistungs- 
fähigkeit überproportional beansprucht. 

Hauptziel der Tarifänderung ist eine Abmil- 
derung der Besteuerung der Einkom- 
menszuwächse. Nach T1A steigt die 
Grenzbelastung im Einkommensbereich 
von 18000/36000 DM bis 60000/120000 
DM nur noch um 24 Prozentpunkte an 
(von 22 auf 46%). Im Vergleich zum gel- 

9,9 

tenden Tarif ergibt sich eine Absen 
um 5,5 Prozentpunkte bei zu ver^. pM 
dem Einkommen von 44000/8800° ^ 
(Steuerpflichtige ohne KinderL,n $ 
Steuerpflichtigen mit Kindern bewirk ^ 
höheren Kinderfreibeträge, soweit si Q 

im Bereich der progressiven BesteU n^ 
auswirken, eine zusätzliche Ermä 
der Grenzbelastung. .   $• 
Im übrigen umfaßt die Abflachung dJ80rfi- 
samte Progressionszone (zu verS

n»/j f
is 

de Einkommen von 18000/36000 y ^ 
130000/260000 DM). Dadurch w'"~ voP 
nachhaltige Absenkung der Belaste 
Mehreinkommen gewährleistet. 

Dauerhaftigkeit der Entla«*^ 
Für die Beurteilung eines neuen '» ^ 
neben der Entlastungswirkung xrL^' 
punkt  des   Inkrafttretens   entsch' 
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'e lan9e die Abflachung der Grenzbela- 

D    °VOrhält' 
«inkBeisplele für typische Arbeitnehmer- 
ner Fh1"160 (Lediger oder Doppelverdie- 

' "thepaar in Steuerklasse IV): 
£ Bei 
'1988) voller   Wirksamkeit    des   Tarifs 
her (1 

Wird fur einen Durchschnittverdie- 

5*"i 
•• zu versteuerndes Einkommen 
DM) die Grenzbelastung deut- 

ges 
UrJ 4-9 Prozentpunkte auf 34,4% ab- 

Ur^ 3
n^- B's 1992 steigt sie dann wieder 

ist irr» Prozentpunkte auf 38,3% an. Das 
nivea 

nocn weniger als das Ausgangs- 
39i3o/

U. Von 1988 (nach geltendem Tarif: 

(Je„ ? einern durchschnittlich verdienen- 
k0rnrr

n9estellten (zu versteuerndes Ein- 
QrenT

n  1988   =   45488  DM)  wird  die 
Belastung 1988 kräftig um 5,5 Pro- 

J^erkungen 
^aibe Q ne9attensplitting wird das Gesamteinkommen der Ehegatten durch 2 dividiert. Auf das 
^ri9etyanHarnte'n'<ornmen w'rd dann der entsprechende Einkommensteuersatz der Grundtabelle 
^!eiJersrh Und d'e s'cn ergeDende Steuer mit 2 multipliziert und so die endgültige gemeinsame 
r^ckstcht• 'd.der Ehegatten ermittelt (die von der Finanzverwaltung erstellte Splittingtabelle be- 
Sen der JJ9t diesen Rechenvorgang des Teilens und Vervielfältigens mit 2 und ermöglicht das Able- 
ge fi       uerschuld für zusammenveranlagte Ehegatten). 
^T""r^L____ Grundtabelle Splittingtabelle NuÜio^         

zentpunkte auf 40,5% abgesenkt. Bis 
1992 steigt sie um 3,5 Prozentpunkte auf 
44,0%. Das ist weniger als das Ausgangs- 
niveau von 1988 (nach geltendem Tarif: 
46,0%). 

— Bei einem gutverdienenden qualifi- 
zierten Facharbeiter (zu versteuerndes 
Einkommen 1988: 53253 DM) wird die 
Grenzbelastung 1988 ebenfalls beträcht- 
lich um 5,0 Prozentpunkte auf 43,8% ab- 
gesenkt. Bis 1992 steigt sie um 3,1 Pro- 
zentpunkte auf 46,9%. Das ist erheblich 
weniger als das Ausgangsniveau von 1988 
(nach geltendem Tarif: 48,8%). 

Nach dem neuen Tarif wird also die Grenz- 
belastung für Durchschnittsverdiener, An- 
gestellte und Facharbeiter deutlich abge- 
senkt. Die Entlastung hält auch voraus- 
sichtlich für mindestens vier Jahre vor. 

4212 (T1A:4536) 
18000 

130000 

8424 (T1A:9072) 
36000 

260000 
^ Pronr60 Pr°Portionalzone 
5) Na^

ressionszone 
t^en ohn   ^ der neuen Kinderfreibeträge von 2484 DM je Kind. Bei vergleichbaren Steuerpflich- 

^ornr*»6 *'nder ist nach neuem Recht von einem je Kind um 2484 DM höher zu versteuernden 
3) Da^

en auszugehen. 

Ü-6n ie narhe\rsteuernde Einkommen liegt bei Durchschnittsverdienern (bei erheblichen Unterschie- 
de! ab2l?7 

Verhä|tnissen des Einzelfalles) um etwa 25 v. H. unter dem Bruttolohn. Vom Bruttolohn 
u onf uhen: Weihnachtsfreibetrag, Arbeitnehmerfreibetrag, Werbungskosten, Sonderausga- 

yg1- Kinderfreibeträge. 
"*o 

e"sentwicklung eines Durchschnittsverdieners 
1983 
DM 

1984 
DM 

1988 
DM 

1992 
DM 

nUtto'ohn Jue||e. s
n 33692 34871 40794 47723 

.ahreswir?2l?bud9et 1983^ Materialverband S. 238; Erhöhung 1984: 3,5 v. H. gemäß Projektion im 
0hne B:    aftsbericht. für die Jahre ab 1985 mit 4 v.H. fortgeschrieben. 
NaCn   

erucksichtigung von Einkommenssteigerungen (statistische Betrachtung) 
S Mit B   b2Ug des geltenden Kinderfreibetrages von 432 DM je Kind 

lncJeraddjtCkSicht'9un9 der auf 2484 DM Je Kind an9enoDenen Kinderfreibeträge bei Wegfall der IIVe (angenommende Auswirkung 600 DM je Kind) 
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Karl-Heinz Büke 
gestorben 
Die Christlich Demokratische Union 
Deutschlands trauert um ihren ehemaligen 
Bundesgeschäftsführer Karl-Heinz Büke, 
der am 5. September 1984 im Alter von 50 
Jahren starb. 
Karl-Heinz Büke war der CDU Deutsch- 
lands und der Bundesgeschäftsstelle 
durch langjährige Tätigkeit verbunden. 
In Unna, Westfalen, geboren, studierte er 
Volkswirtschaft in Regensburg, München, 
Wuppertal und Köln, wo er 1960 sein Ex- 
amen als Volkswirt bestand. Er begann sei- 
ne Tätigkeit in der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle 1962 als Referent für Wirtschaftspoli- 
tik. Im Oktober 1967 wurde Karl-Heinz Bü- 
ke Leiter der Abteilung Politik und im Mai 
1970 folgte zusätzlich die Aufgabe des 
Stellvertreters des Bundesgeschäftsfüh- 
rers. 
In den folgenden Jahren trug Karl-Heinz 
Büke durch seinen unermüdlichen Einsatz 
maßgeblich dazu bei, die CDU Deutsch- 
lands zu der hervorragend organisierten, 
gut ausgestatteten Volkspartei zu machen, 
wie wir sie heute kennen. 
1971 erfolgte der Umzug der über mehrere 
Häuser in Bonn verstreuten Bundesge- 
schäftsstelle in das Konrad-Adenauer- 
Haus. Damit waren nun endlich auch die 
räumlichen Voraussetzungen für eine mo- 
derne Parteiarbeit geschaffen. 
Nach der Wahl Helmut Kohls zum Bundes- 
vorsitzenden der CDU Deutschlands wur- 
de Karl-Heinz Büke im Juni 1973 Bundes- 
geschäftsführer der CDU. Während seiner 
Tätigkeit als Bundesgeschäftsführer in den 
Jahren 1973 bis 1978 stellte er seine ganze 
Kraft in den Dienst der Erneuerung der 
CDU. 
Seit Mitte 1978 war Karl-Heinz Büke Haupt- 
geschäftsführer der Konrad-Adenauer-Stif- 
tung. Dort widmete er seine große berufli- 
che Erfahrung der Arbeit der Stiftung. 
Den Mitarbeitern der CDU-Bundesge- 
schäftsstelle und der Konrad-Adenauer- 
Stiftung war Karl-Heinz Büke geschätzter 
Kollege und hochgeachteter Vorgesetzter. 
Die CDU Deutschlands gedenkt seiner in 
Anerkennung seiner Verdienste und in 
Dankbarkeit für seinen Einsatz. 

ÖA 

Zwei Jahre Regierund 
Helmut Kohl 
Am 1. Oktober, sind es zwei Jahre seit 

de' 

Wahl Helmut Kohls zum Bundeskan 0' 
Dies ist Anlaß für die CDU, den Bürg 

^ 

die Leistungen und Erfolge der Regier 

Helmut Kohls verstärkt näherzubringef\ 

Als erstes wird in der Zeit vom 18. bis 
September 1984 den Tageszeitungen 

achtseitige vierfarbige Illustrierte bei^ $ 
(siehe nebenstehende Abbildung). *   r 

ansprechender Form die Erfolgsbilanz   . 
Regierung aufzeigt. Insbesondere we    ^ 
dabei die Leistungen in der Finanz-   j(1 

Wirtschaftspolitik, im Umweltschutz un 
der Außen- und Deutschlandpolitik 
ausgestellt. M. 

Dieser erste breite Anstoß muß in &   .^ 
fentlichkeitsarbeit   der   gesamten  Y   n. 
aufgegriffen   und  weitergeführt  we ^, 
Dazu erhalten die Kreisverbände ab  • ^, 
tober  weitere  Verteil-  und  Argum^g 
tionsmaterialien, so daß am Wochen 
vom 6. Oktober erste Canvassing-* 
nen durchgeführt werden können.        ,e 

Im einzelnen erhalten die KreisverD 
folgende Materialien: 
Zeitung „CDU extra" 
Grundausstattung: 5000 Exempt6 

Argumentationsfaltblatt 
Grundausstattung: 1000 Exemplare 

Die Leistungsbilanz in Broschüren*0 

Grundausstattung: 100 Exemplare        n 

Die nächsten Ausgaben des UiD * e0\r 
darüber hinaus ausführliche ^okU_j0rU^ 
tionen zur Leistungsbilanz der Reg 
enthalten. ,0 iP 
Außerdem erhalten die Kreisverbän  ^ 

der gewohnten Weise in den n.^-ein0r1 

Wochen  Flugblattvorlagen  zu  ein 
Aspekten der Leistungsbilanz. , 
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$chen 
haben gut gearbeitet.' 



Frieden, Freiheit Verständigung 
Politik für alle Deutschen 
Die Regierung Helmut Kohl hat Frieden 
und Freiheit wieder sicher gemacht. 

• Die Beziehungen mit den USA wurden 
erneuert und vertieft. Das deutsch- 
amerikanische Verhältnis ist aus dem 
Zwielicht befreit, in das es durch die anti- 
amerikanischen Strömungen in der SPD 
geraten war. 

• Das Bündnis der westlichen Demokra- 
tien wurde gestärkt. Die Bundesrepublik 
hat ihr Wort gegenüber der NATO gehal- 
ten. Die neutralistische Politik der SPD 
hätte uns von unseren Freunden isoliert 
und letztlich in die Abhängigkeit von der 
Sowjetunion gebracht. 

• Die Europäische Einigung kommt 
voran. Jahrelange Versäumnisse hatten 
die EG in eine Sackgasse geführt. Dem 
entschiedenen Eintreten von Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl ist es zu verdanken, daß 
die EG in Fontainebleau wieder flott ge- 
macht werden konnte: Die Probleme des 
EG-Agrarmarktes sind gelöst. Der EG- 
Haushalt ist wieder finanzierbar. 

Das .Europa der Bürger" ohne Grenzen 
wird geschaffen: Der Abbau der Grenz- 
kontrollen zwischen Deutschland, Frank- 
reich, Österreich und den BENELUX- 
Ländern ist der Anfang. 

• Auch wenn der DDR-Staatsratsvor- 
sitzende Erich Honecker jetzt nicht in die 
Bundesrepublik Deutschland kommt, der 
Ost-West-Dialog geht weiter: schon in 
den nächsten Monaten mit dem rumäni- 
schen Staatschef Ceausescu, mit dem 
sowjetischen Außenminister Gromyko 
und mit der politischen Führung Polens. 
Diese Politik der Verständigung nützt 
allen Deutschen. Allein im ersten Halbjahr 
1984 konnten 27 000 Deutsche aus der 
DDR zu uns übersiedeln. Die Reisemög- 
lichkeiten in die DDR und der Post- und 
Telefonverkehr wurden verbessert; die 
Tötungsautomaten an der deutsch- 
deutschen Grenze werden abgebaut. 

Zitat: Bundeskanzler Helmut 
Kohl, Regierungserklärung 
vom 4. Mai 1983: 

„Die deutsche Nation besteht 
fort. Wir sind für das Selbst^' 
stimmungsrecht aller Völker 
und für das Ende der Teilung 
Europas. Wir werden alles     „ 
tun, um in Frieden und Freine 
die deutsche Einheit zu er- 
streben und zu vollenden.' 

CDU 
fsicher 
sozial 
und frei 



allein 1984: 
10 Milliarden Mark gegen 
die Arbeitslosigkeit 
^/Staatshaushalt ist wieder in Ordnung. Die Wirtschaft wächst 

der. Die Preise sind wieder stabil. 

/^sind Erfolge der Regierung Helmut Kohl. Und: Die Zunahme der 
°e'tslosigkeit ist gestoppt. 

^Milliarden Mark stellen Bundesregierung und 
-Mäesanstaltfür Arbeit allein 1984 für noch mehr 
^^itund Ausbildung zur Verfügung. 
ljcu   Stören: Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung und zur beruf- 
Vnr   , ildung, Rückkehrförderung für ausländische Arbeitnehmer, 

urruhestand. 

^MQOerhalten dadurch eine Beschäftigungschance 
$et2 * Arbeit gibt es in Zukunft durch das Beschäftigungsförderungsge- 
des v    Zurückdrängung der Schwarzarbeit, durch die Verlängerung 
Und    rzart)eitergeldes, die Möglichkeit befristeter Arbeitsverträge 

u mehr Teilzeitarbeit. 

die ?^f?runß Helmut Kohl hat eine Politik der tausend Schritte gegen 
^"oeitslosigkeit eingeleitet: 

jur mehr Arbeit und Ausbildung 

CDU 
Mg   sicher 

HÄJS»'*«^^««. Mm   sozial 
MM  und frei 



UiD 27 • 13. September 1984 • Seite 16 

UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 
POSTVERTRIEBSSTÜCK 
Z 8398 C 
GEBÜHR BEZAHLT 

ZITATE 

Der dornige Weg 
der Sozialdemokraten 
Die Sozialdemokraten sehen sich seit einiger 
Zeit dem Vorwurf ausgesetzt, ihre Oppositions- 
rolle in Bonn nicht genügend auszuschöpfen. In 
der Führung gehe es zu dezernentenhaft zu, 
Schwächen der Regierung würden zuwenig 
ausgenutzt, es fehle an neuen und zündenden 
Ideen, und die eigentliche Opposition betrieben 
— mit allerhand werbewirksamen Einfällen — 
die Grünen. Mit solcher Oppositionsroutine 
werde man den Wechsel 1987 kaum schaf- 
fen ... 
Die SPD hatte die Europa-Wahl zu einer „Denk- 
zettel-Wahl" machen wollen; aber am Ende 
wurde daraus ein Denkzettel für sie selbst. 
Schon heute läßt sich voraussehen, daß all die 
mehr oder minder künstlich aufgemöbelten Af- 
fären der Regierung Kohl, daß ihr vielbeklagter 
Immobilismus — der zum Teil allerdings auch 
die Voreingenommenheit der Betrachter wider- 
spiegelt — und daß die effektiven politischen 
Fehler, die nicht zu leugnen sind, ihr 1987 gar 
nicht so viel anhaben werden, wenn nur „das 
Portemonnaie stimmt". Und wenn der Streit im 
Regierungslager nicht zur Dauereinrichtung 
wird... 

Auf einem anderen Blatt steht, daß die OpP^ 
tion jenseits solcher Handikaps heute eir! «$• 
bietet, das die Anhänger nicht gerade b 
stert. Der große Schwachpunkt ist die W 
sprüchlichkeit in den politischen Konzepj' ^\. 
Die SPD ist innerlich tief gespalten, tie! ^\i 
leicht als je in ihrer Geschichte. Wer sie      ßl 

weiß nicht, wem er da den Zuschlag 9'bt'h $• 
Partei, die die Industriegesellschaft n°c     ^ 
jaht,  oder einer,   die den grün-ökoloQ1   ^ 
Verheißungen   einer  neuen,   schöneren*   e$ 
„postmateriellen"   Werten  und Lebens*' 
erfüllten Welt nachläuft... 

Stehen Lafontaine, der wieder ins Pari&0^' 
dium gewählte Eppler, Engholm und d%.-rg$ 
de Brandt für die Zukunft der Partei? 0& ^ 
es eine Renaissance der Mitte, die sl 0$s 

Apel, Hauff, Rappe und Heinemann (^0S erde" 
Westfalen) gruppieren könnte? Oder p$n 
die Opportunisten vom Typ Börner u.fe$ 
künftig den Ton angeben, von denen ° unge^ 
unbekümmert seine früheren Überzew^fi 
über Bord geworfen hat, während der 0- 
— weil seine Wählerklientel, vor allem w^ ' 
gebiet, mit den Grünen nichts im Sin" ^ß 
den strammen Sozialdemokraten alter ^ 
markiert, obwohl man ihm die Lust an ^ 
grünen Techtelmechtel deutlich ansien.fSit- 
wie steht es mit dem Bonner Fraktion p 
zenden Vogel, dessen politische K°pt 

mer stärker verschwimmen ? .jfl4) 
(FAZ, 10. Septet 
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